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DasLeugnenhat einEnde
Frauenfeld Über sechs Stunden rang der Gemeinderat gestern Abend um städtische Steuerfranken. Am Schluss resultierten

viele erfolglose Kürzungsanträge, einige Mahnfinger und ein grossmehrheitliches Ja zu den Voranschlägen 2017.
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mathias.frei@thurgauerzeitung.ch

Was bislang als Schreckgespenst
durchs Rathaus geisterte, ist seit
der gestrigen Budgetdebatte
Realität. «Wir haben tatsächlich
ein strukturelles Defizit», stellte
Stadtpräsident Anders Stokholm
während der Diskussion fest.
Eine Diskussion, die sich über
mehr als sechs Stunden hinzog
und sich wegen einer Vielzahl
von Anträgen sowie entsprechen­
den Diskussionsnebenschauplät­
zen teils nur sehr zähflüssig ge­
staltete. Und bisweilen wurden
die Stimmen einzelner Gemein­
deräte auch lauter als üblich. Let­
zen Endes stimmte die grosse
Mehrheit – 29 Gemeinderäte –
dem Voranschlag der Stadtver­
waltung zu. Dagegen waren 7
Parlamentarier, alle aus den Rei­
hen von SVP/EDU.

«Nichtausgeglichen, aber
zumindest ausgewogen»

Fakt ist: Die Stadtverwaltung
rechnet kommendes Jahr bei
einem Aufwand von knapp 84
Millionen Franken mit einem
Rückschlag von 1,82 Millionen.
Es ist das dritte Budgetdefizit
nach 2015 und 2016. Diesmal
kommt hinzu, dass auch trotz
Überschüssen aus den Werken
und dem Alterszentrum noch
ein kleiner Verlust von 100 000
Franken zu Buche steht.

Der laut Stokholm «zwar
nicht ausgeglichene, aber zumin­
dest ausgewogene Voranschlag»
liess nicht wenige Mahnfinger in
die Höhe schnellen. Dies war
auch dem hohen Finanzierungs­
fehlbetrag in der Investitions­
rechnung von fast 14 Millionen
Franken geschuldet. «Die Selbst­
finanzierung ist viel zu tief», hielt
Peter Hausammann (CH) als Prä­
sident der Geschäftsprüfungs­
kommission (GPK) Finanzen und
Administration fest. Es zeige
sich, dass «wir konstant zu wenig
Erträge haben, um die Investitio­
nen zu einem angemessenen Teil
selber zu finanzieren». Denn es
müsse auch die Frage nach der
Finanzierung der Investitionen
gestellt werden. Hausammann
verwies auf die Vermögenssitua­
tion. Bis vor kurzem sei ein Net­

tovermögen von 40 Millionen
vorhanden gewesen, der Finanz­
plan rechne aber bereits 2019 mit
einer Nettoschuld von 10 Millio­
nen. Auch bei der Entwicklung
anderer Finanzkennzahlen kom­
me man in Probleme. Die GPK
erachte zwar das prognostizierte
Defizit als verkraftbar. Aber es
dürfe keine «carte blanche» sein,
beliebig Defizite zu schreiben,
um den hohen Bilanzüberschuss
abzubauen.

Finanzpolitische Zukunfts­
ängste waren rechts wie links aus­
zumachen. Die Schlüsse daraus
unterschieden sich aber. Die Ent­
wicklung stimme besorgt, sagte
SP-Fraktionssprecherin Felicié
Haueter. Das strukturelle Defizit
sei zwar kurzfristig verkraftbar,
langfristig werde es jedoch pro­
blematisch. Leistungsüberprü­
fungen, wie sie der Stadtrat plant,
seien sicher sinnvoll, würden
aber nicht reichen. «Es braucht
für die Zukunft langfristige und
übergeordnete Massnahmen,
zum Beispiel eine Steuerfuss­

erhöhung.» Denn die Stadt dürfe
nicht totgespart werden.

«Alle Jahrewiederkommt
dasBudgetdefizit»

Peter Wildberger (Grüne) hatte
als Fraktionssprecher CH/Grü­
ne/GLP ob des neuerlichen De­
fizits ein Déjà­vu­Erlebnis. Er
warnte, dass bei der mickrigen
Selbstfinanzierung von 3,6 Mil­
lionen Franken das Polster in ab­
sehbarer Zeit aufgebraucht sei.
Um die Finanzen im Gleichge­
wicht zu halten, müsse Sparen zu
einem andauernden Prozess wer­
den. «Alle Jahre wieder kommt
das Budgetdefizit», wurde SVP­
Gemeinderat Thomas Gemperle
leicht adventlich. Die Fraktion
SVP/EDU habe keinerlei Interes­
se, auf diese Weise den hohen
Bilanzüberschuss zu vernichten.
Die Stadt müsse Leistungen ab­
bauen. «Wir haben das dritte De­
fizit hintereinander. Wann wird
reagiert?»

Die CVP/EVP-Fraktion zeig­
te sich «mit dem Gesamtbudget

einverstanden», wie Susanna
Dreyer (CVP) sagte. «Wir gehen
aber davon aus, dass ab 2018
mehr gespart werden muss.»
Man habe im Vergleich zum Vor­
jahresbudget gelernt und an vie­
len Orten eingespart. «Was aber
leider durch nicht beeinflussbare

negative Faktoren kompensiert
wurde.» Eine kurzfristige Spar­
übung dürfe nicht der Schluss da­
raus sein. Vielmehr müssten die
drei Geschäftsprüfungskommis­
sionen schon nächsten Frühling
politische Entscheide treffen be­
treffend Verzichtserklärung und
Ausmass der Aufgabenerfüllung.
Ins gleiche Horn blies Jörg
Schläpfer namens der FDP. Seine
Fraktion sei «im Grossen und
Ganzen einverstanden» mit dem
vorliegenden Budget. «Wir fin­
den es wichtig, bei Investitionen
über Ausbaustandards und Sa­
nierungszyklen zu diskutieren.»

StadtratbrauchtZahlenaus
dreiRechnungsabschlüssen
«Wir sind nicht untätig», wies
Stadtpräsident Stokholm Kritik
von Thomas Gemperle zurück.
Ein kurzfristige Massnahme sei
etwa der Abbau des Bilanzüber­
schusses bis auf 40 Millionen
Franken hinunter. Für Massnah­
men zur nachhaltigen Gesun­
dung des Finanzhaushalts brau­

che es aber gewisse Zahlen­
grundlagen. Darüber verfüge
man jedoch frühestens nach drei
Rechnungsabschlüssen im neuen
Rechnungslegungsmodell. Die
Rechnung 2016 wird die zweite
Ausgabe in HRM2 sein. Seien
diese Grundlagen vorhanden,
werde über Lastenabbau, Leis­
tungsfokussierung und Effizienz­
steigerung diskutiert werden
müssen. «Auch den Steuerfuss
müssen wir anschauen, aber zu­
sammen mit den Schulen», sagte
Stokholm.

Sandra Kern (CH) rang der
gestern von der SVP geprägten
Streichungs­ und Kürzungsan­
tragswelle Positives ab. «Euer
genaues Hinschauen ist vorbild­
lich.» Auch wenn die Wirkung
der Anträge klein sei, setze sie die
Ämter unter Druck, ebenfalls
genauer hinzusehen. «Doch ir­
gendwann ist genug Druck auf­
gesetzt.» Die Verwaltung habe
den Ernst der Lage realisiert. Und
die Anträge dienten nur noch der
Profilierung der Antragsteller.

Blick durch das Geländer der Bürgersaal-Galerie: Der Gemeinderat während der Debatte gestern abend. Bild: Andrea Stalder

Anders Stokholm
Stadtpräsident

«AuchdenSteuer-
fussmüssenwir
anschauen, aber
zusammenmitden
Schulgemeinden.»

«Es gibt Licht amHorizont»

Im Finanzplan 2018 bis 2020
rechnet der Stadtrat weiter damit,
vom Bilanzüberschuss zehren zu
müssen. Zwar prognostiziert er für
2018 zwischenzeitlich ein Plus von
rund 780000 Franken bei Ge-
samtausgaben von 75,45 Millio-
nen Franken, danach aber wieder
mit «strukturellen Defiziten», wie
Stadtpräsident Anders Stokholm
gestern im Gemeinderat noch-
mals betonte. Das Ziel sei, das
Budget wieder auszugleichen,
weshalb 2019 eine Erhöhung des
Steuerfusses umdrei Prozent be-
vorstehen dürfte.

Für Peter Hausammann, Prä-
sident der Geschäftsprüfungs-
kommission (GPK) Finanzen und
Administration, sind im Finanz-
plan die Mindestanforderungen
zwar eingehalten. Er kritisierte
aber die bis 2020 auf noch rund
acht Millionen Franken abneh-
menden Investitionen. «Dahinter
setzte ich ein Fragezeichen, obwir

wissen, was auf uns zukommt»,
meinte Hausammann. Die Inves-
titionen könnten nicht beliebig
zurückgefahren werden. Jeden-
falls dann nicht, wenn der Stadtrat
die Infrastruktur in gutemZustand
halten wolle. «Die Aussagekraft
des Finanzplans ist beschränkt,
weil er auf Hochrechnungen des
Budgets beruht», meinte Haus-
ammann, weshalb er vom Stadt-
rat, aber auch von den Amtschefs
konkretere Angaben erwarte. Die
Gesamtrechnung planemit Fehl-
beträgen von 5,7, dann mit 11,8
Millionen Franken. Bis 2020 wird
nochmit rund dreiMillionen Fran-
ken Minus gerechnet. «Es gibt
also Licht am Horizont», sagte
Hausammann.

AmEnde ist der Gemeinderat
der Empfehlung von GPK-Präsi-
dent Peter Hausammann gefolgt
und hat den Finanzplan 2018 bis
2020 ohne Voten undAnträge zur
Kenntnis genommen. (sko)

Viel heisse Luft umwenig
Frauenfeld An der gestrigen Ge­
meinderatssitzung sind insge­
samt 13 Änderungsanträge zur
Abstimmung gelangt. Über zwölf
davon galt es beim Budget der
Stadtverwaltung abzustimmen,
wobei nur ein einziger Antrag
gutgeheissen wurde.

Gemeinderat Andreas Elliker
erreichte mit seiner Fraktion
SVP/EDU, dass das Departement
für Bau und Verkehr anstatt mit
budgetierten 30 000 Franken für
die Anschaffung eines neuen
Elektrofahrzeugs mit der Hälfte
auskommen muss. 17 Ja­ gegen­
über 16 Nein­Stimmen bei fünf
Enthaltungen stützten Ellikers
Idee. Denselben Kritikpunkt übte
auch die Geschäftsprüfungskom­
mission (GPK) Bau, Werke und
Anlagen, wie ihr Sprecher Philipp
Geuggis erläuterte. Die Stadt
habe bisher Erdgasfahrzeuge fa­

vorisiert, weshalb die Strategie
der Stadt und der Werkbetriebe
mit dem geplanten Kauf eines
Elektrofahrzeugs in Frage gestellt
werde. Ein Kürzungsantrag fand
in der GPK indes keine Mehrheit.

VielGesprächsstoffbei
Geldern fürAuslandhilfe

Ebenso wenig erfolgreich verlie­
fen die zahlreichen Anträge für
Änderungen im Departement für
Finanzen, Stadtentwicklung und
Zentrales. Alle sechs Anträge von
SVP-Gemeinderat Thomas Gem­
perle für insgesamt 65 000 Fran­
ken fanden kein Gehör im Rat­
haussaal. Weiter verhinderte die
Mehrheit des Gemeinderates,
dass zwei weitere Anträge Gem­
perles innerhalb der Departe­
mente Alter und Gesundheit so­
wie Gesellschaft und Soziales an­
genommen wurden. Dabei gab

vor allem der Antrag zur Reduk­
tion von 35 000 Franken zur Kür­
zung der Auslandhilfe zu reden.
Mit 24 Nein­ zu zehn Ja­Stimmen
bei drei Enthaltungen war auch
dieser Vorstoss politisch gesehen
nicht viel mehr als heisse Luft.
Und auch sein Parteikollege Ro­
meo Küng schaffte es nicht, für
seinen Kürzungsantrag bei der
Pro Senectute eine Mehrheit zu
finden.

Innerhalb der Investitions­
rechnung des Departements für
Bau und Verkehr erlitten ebenso
zweiweitereAnträgeSchiffbruch.
20 Gemeinderäten gegenüber 16
bei zwei Enthaltungen gefiel der
Antrag der Fraktion CVP/EVP
nicht, wonach von Investitionen
von150 000FrankenfüreineBe­
teiligung an einer SBB-Studie für
die S-Bahn­Haltestelle Langdorf
abgesehen werden sollte. Und

auch SVP-Gemeinderat Andreas
Ellikers Pläne für eine Streichung
von 80 000 Franken für die ge­
plante Integration der Freien
Strasse in die Begegnungszone
fanden kein offenes Ohr.

Für Infobroschüre«Punkt»
gibt eskeinGeld

In der Rechnung der Werkbetrie­
be beantragte CH-Gemeinderä­
tin Anita Bernhard­Ott erfolg­
reich, dass ein Budgetposten von
42 000 Franken für die Informa­
tionsbroschüre «Punkt» gestri­
chen wird. Obwohl sich Stadtrat
Ruedi Huber als Departements­
vorsteher dafür stark machte,
hiess der Rat Bernhard­Otts Idee
mit 23 Nein­ gegenüber 14 Ja­
Stimmen gut.

Samuel Koch
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